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Bonn, den 2. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25, März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewährung und Finanzierung einer 
Beihilfe für Hopfenerzeuger. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachlberq- Viihp 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821. Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung und 
Finanzierung einer Beihilfe für Hopfenerzeuger 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
des Rates vom 26. Juli 1971 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Hopfen^), insbesondere auf 
Artikel 13 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik“), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
sieht die Gewährung einer Beihilfe für in der Ge- 
meinschaft erzeugten Hopfen vor; es ist daher not- 
wendig, die in Artikel 13 der genannten Verord- 
nung vorgesehenen Grundregeln für die Anwen- 
dung zu erlassen. 

Aus verwaltungstechnischen Gründen ist es not- 
wendig, die Gewährung dieser Beihilfe in jedem 
Mitgliedstaat auf die in seinem Hoheitsgebiet be- 
legenen Flächen zu beschränken. 

Die Beihilfe wird nur für eingetragene Anbau- 
flächen gewährt; es ist daher angebracht vorzu- 
sehen, daß die Mitgliedstaaten eine Regelung für 
die Erklärung und Eintragung der Anbauflächen 
schaffen. 

Für das reibungslose Funktionieren dieser Bei- 
hilferegelung ist eine Kontrolle erforderlich, die 
sicherstellt, daß die Beihilfe nur für die bepflanzten 
und abgeernteten Flächen gewährt wird. 

Es ist ferner angebracht vorzusehen, daß die Flä- 
chen, für die eine Beihilfe beantragt wird, in der 
üblichen Weise bepflanzt sind. 

Die Beihilfe hat Ausgaben zur Folge. Gemäß 
Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr, 1696/71 gel- 
ten die Verordnungsvorschriften über die Finanzie- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik für diese Bei- 
hilfe; folglich ist festzustellen, daß die Finanzierung 
der Beihilfe unter Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 fällt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wird gemäß Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
1696/71 eine Beihilfe festgesetzt, so wird sie nach 
Maßgabe der nachstehenden Artikel gewährt. 


Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe nur 
für die in seinem Hoheitsgebiet belegenen Anbau- 
flächen. 

2. Diese Beihilfe wird auf Antrag der Erzeuger in 
der Weise gewährt, daß die Gleichbehandlung der 
Begünstigten unabhängig davon gesichert ist, an 
welchem Ort sie in der Gemeinschaft ansässig sind. 


Artikel 3 

1. Die Mitgiiedstaaten führen eine Regelung für 
die Anmeldung und Eintragung der Anbauflächen. 

2. Die Mitgliedstaaten veranlassen die Kontrolle 
über 

a) die Richtigkeit der Angaben in den von den Er- 
zeugern abgegebenen Anmeldungen über die 
Anbauflächen, 

b) die abgeernteten Anbauflächen, 

Erzeugergemeinschaften dürfen nicht mit dieser 
Kontrolle beauftragt werden. 


Artikel 4 

Die Anbauflächen, für die eine Beihilfe beantragt 
wird, müssen eine normale Anzahl für die Erzeu- 
gung geeigneter Pflanzen aufweisen. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 4. August 1971, S. 1 

-) Amtblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 5 

1. Die in Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
1696/71 vorgesehene Beihilfe entspricht dem Begriff 
der Interventionsmaßnahme im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70. 

2. Die Ausgaben für die in Absatz 1 genannte Bei- 
hilfe sind gleich den Beträgen, die gemäß Artikel 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 und den Durch- 
führungsbestimmungen hierzu gezahlt werden. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Anhang 


Mitteilung zur Finanzierung bezüglich des Verord- 
nungsvorschlags zur Festlegung von Grundregeln 
für die Gewährung und Finanzierung der Beihilfe 
für Hopfenerzeuger 

1. Der vorliegende Vorschlag legt die Grundregeln 
hinsichtlich der Gewährung einer Beihilfe für 
in der Gemeinschaft erzeugten Hopfen fest und 
stellt sie in den Anwendungsbereich des Finan- 
zierungsplanes des EAGFL. Sie erfordert also 
keine neuen Maßnahmen. 

2. Die gemeinsame Marktorganisation des betref- 
fenden Sektors trat am 6. August 1971 in Kraft; 
die für in der Gemeinschaft erzeugten Hopfen 
einschlägigen Beihilfebestimmungen (Artikel 12 
und 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71) wer- 
den zum ersten Mal für die Ernte 1971 ange- 
wandt. Die Gewährung der Beihilfe und ihre 
Höhe sind Gegenstand einer Entscheidung des 
Rates, und zwar nach der Vermarktung des Er- 


zeugnisses und spätestens bis zum 30. Juni des 
auf das Erntejahr folgenden Jahres; für das Rech- 
nungsjahr 1971 ist keine Ausgabe vorgesehen. 

3. Das Rechnungsjahr 1972 deckt die Ausgaben für 
eventuell bewilligte Beihilfen aus der Ernte 1971. 
Falls der Rat die Bewilligung einer Beihilfe von 
400 RE/ha für alle Sorten auf der Grundlage der 
1971 bepflanzten Anbauflächen (17 579 ha) ent- 
scheiden würde [Ansatz aus der Finanzierungs- 
schätzung im Anhang des Vorschlags der Hopfen- 
Grundverordnung, Dok. R/356/71 (AGRI Fin 68)], 
würde die Ausgabe 7 132 000 RE betragen. Da es 
sich hier um eine sehr unwahrscheinliche Maxi- 
mum-Hypothese handelt und unbeschadet der 
noch vom Rat zu nehmenden Entscheidung, 
würde die Ausgabe für den Haushalt 1972 den 
Betrag von 6 000 000 RE nicht übersteigen. 

4. Gegenwärtig liegen keine Hinweise vor, die eine 
Änderung der mehrjährigen Vorausschätzung 
rechtfertigen. 
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Begründung 


1. Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Hopfen sieht vor, daß der Rat die Grundregeln 
für die Gewährung einer Beihilfe für die Hopfen- 
erzeuger festlegt. 

2. Aus verwaltungstechnischen Gründen empfiehlt 
es sich, die Gewährung der Beihilfe in jedem 
Mitgliedstaat auf die in seinem Hoheitsgebiet 
belegenen Anbauflächen zu beschränken. 

3. Die Beihilfe wird nur für eingetragene und ab- 
geerntete Anbauflächen gewährt; es ist daher 
angebracht, daß die Mitgliedstaaten ein System 
für die Erklärung und Eintragung der bepflanz- 
ten Anbauflächen schaffen sowie ein Kontroll- 
system, das sicherstellt, daß die Beihilfe nur für 
die abgeernteten Anbauflächen gewährt wird. 
Zur Vermeidung von Mißbräuchen wird vorge- 
schrieben, daß die Anbauflächen ordnungsgemäß 
bepflanzt sind. 

4. Der vorliegende Verordnungs Vorschlag enthält 
sodann noch die Anwendungsvorschriften zu der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 betreffend die 
Finanzierung der Beihilfe für Hopfenerzeuger 
durch den EAGFL. 
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